
Aktenzeichen:

1.1.1.3..11Y-23é[.5é

Verkündet
‚am 12„ März 1958

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,i

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der llq Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 120 März 1958
für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil

des Hessischen Landessozialgerichts vom

15° August 1956 wird als unzulässig ver—
werfenq

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu

erstattenq_ '
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Dem Kläger wurde durch Bescheid der Landesversicherungs—

anstalt Hessen vom 110 November 1949 für "Verlust des
linken Auges, kleiner Granatsplitter in linker Gesichts—

gegend_und Unterschenkel und Verdickung des linken Fuß—

gelenkes“ vom 1° Februar 1947 an Rente nach einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdED) um 40 vol-I° be—

willigt° Die "Umanerkennung" nach dem Bundesversorgungs—

gesetz (BVG) erfolgte durch Bescheid des Versorgungs—
amts Frankfurt/M. vom 16. Januar 1952° Einen Antrag vom

2„ Januar 1952, auch ein Magenleiden und ein Hüftleiden
als Schädigungsfolgen anzuerkennen und die Rente zu er—
höhen, lehnte das Versorgu■gsamt am 300 Juli 1952 ab°

Darauf legte der Kläger Berufung ein; sie ging am

10 Januar 1954 als Klage auf das Sozialgericht (SG„)

Frankfurt/N° über„ In diesemVerfahren erteilte der
Kläger am 220 Juni 1954 den Rechtsanwälten Christine

Pxxxxx und Karl Dxxxxzxxxrxx in Friedberg "Prozeß—

.vollmacht gemäß 5 81 der Zivilprozeßordnung" mit der
"Ermächtigung zur Vornahme aller erforderlichen Hand—

,
lungen, zum Empfang von Zustellungen, ‚°„„‚° zur Ein—.

legung und Zurüoknahme aller Rechtsmittel und zur Über—

tragung der Vollmacht-auf andere"° Durch Urteil des SG„

vom 280 Juni 1954 wurde die Klage abgewiesen°

‘
Am 9° August 1954 legten die Rechtsanwälte DY$XIXIIXIXX

_und E::xxx "namens und in Vollmacht des Klägers" Berufung

ein„ Am 16° Juni 1956 teilte der Kläger persönlich dem
>Landessozialgericht (LSG.) mit, er habe erfahren, seine

Anwälte ha ten die Berufung verspätet eingelegt; 33 habe

sie rechtzeitig damit beauftragt; zur Begründung werde

er neue Tatsachen und Beweismittel vorbringen, die nicht

Gegenstand der Verhandlung des 8Ga gewesen seien° Am

‚2° Juli 1956 bestimmte der Torsitzende des 4° Senats des

...5_
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_ 3 _

LSG° Termin zur mündlichen Verhandlung auf den 15° August
l956„ Am 4° Juli 1956 ‚wurde Rechtsanwalt D3—X3:x37353;xxxx

als Prozeßbevollmächtigter des Klägers geladen; mit

Schreiben vom 6° Juli 1956, beim LSG° eingegangen am
9° Juli 1956, teilten die Prozeßbevollmächtigten mit‚

sie hätten das Mandat niedergelegt„ In der Verhandlung

des LSG° vom 15° August 1956 war der Kläger nicht er—
schienen und nicht vertreten° Der Vertreter des Be—

klagten beantragte, die Berufung zurückzuweisen und

nach Lage der Akten zu entscheiden. Mit Urteil vom
15„ August 1956 wies das LSG° die Berufung, die in
Wirklichkeit rechtzeitig eingelegt war, als unbegründet

zurück; die Revision ließ es nieht zu„ Das Urteil wurde

dem Kläger persönlich am 250 August 1956 zugestellt„

Am 220 September 1956 legte er durch Rechtsanwalt ETKI

Friedberg, Revision ein und beantragte, die Urteile des

SG° und des LSG° aufzuheben, die Sache an das LSG„

zurückzuverweisen, sein Darm— und Hüftleiden als Schädi—

gungsfolge anzuerkennen und eine höhere Rente zu ge—

währen° Die Frist zur Begründung der Revision wurde]

auf seinen Antrag bis 6° November 1956 verlängert° Am

5° November 1956 trug der Kläger zur Begründung der

Revision vor, das LSG„ habe die @@73 und 110 des
Sozialgerichtsgesetzes (SSG) verletzt; zu der Verhand—

lung vor dem LSG° am 15„ August 1956 sei er nicht per—

sönlich geladen werden; die Rechtsanwälte Dxxxxxx
\XXKXKX und PXXIXX hätten von ihm lediglich den Auftrag

gehabt, Berufung giggglgggn; er habe in der Verhandlung

selbst Ausführungen zur Sache machen wollen; diese

Absicht habe er auch in dem Schreiben an das LSG„ vom
160 Juni 1956 zum Ausdruck gebracht; von den Rechts— _

anwälten DXXIXX;XIXXK und °XIXX$ sei er von dem Termin

nicht benachrichtigt werden„

Der Beklagte beantragte, die Revision als unzulässig

zu verwerfen„
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II°

Die Revision ist nieht zugelassen (5 162 Abs 1 Nr„ &
SGG); sie ist deshalb nur statthaft, wenn das Verfahren
desgL8G° an einem wesentlichen Mangel leidet und wenn

dieser Mangel_auch gerügt ist (5 162 Abs° l Nr° 3'SGG)„

Die Rüge des Klägers, das LSG„ habe dadurch, daß es ihn

nicht persönlich geladen habe, die @@110 und 73 see
verletzt, trifft nicht zu° Der Kläger hat in dem Rechts—

£xxxxx am 25° Juni 1954 eine "Prozeßvollmacht gemäß @ 81j

der Zivilprozeßordnung" erteilt° Diese Vollmacht umfaßt

uoao "die Ermächtigung zur Vornahme aller erforderlichen

Handlungen, zum
Ehpfeng

von Zustellungen und zur Ein—

legung und Zurücknahme aller Rechtsmittel"; sie ist nicht

auf einzelne Prozeßhendlungen beschränkt; ihr Umfang be—

stimmt sich nach den @@73 Abs„ 4 sec, 81 der Zivilprozeß—
ordnung (ZPO)° Sie erstreckt sich auf den Prozeß als
Ganzes und ergreift den Prozeß in allen seinen Stadien

(Baumbach—Lauterbach, ZPO, 24° Aufl„‚ 5 81 Anm° l‚ 2 A;

Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen Zivilprozeßrechts,

70 Aufl„, SD 217, 218)° Die Brozeßbevollmäohtigten des
Klägers haben die Prozeßvollmacht zu den Akten des SG°

eingereicht; die Berufung gegen das Urteil des SG° haben

sie ausdrücklich "namens und in VollmaCht des Klägers"

eingelegt: Ihre Vollmacht ist durch das persönliche

Schreiben des Klägers an das LSG° vom 16° Juni 1956,

eingegangen am 18° Juni 1956? nicht widerrufen wordenc
Solange sie aber Prozeßbevollmächtigte gewesen sind,

hat das LSG„ nur ihnen gegenüber handeln dürfen (vglo

Rosenberg a.‚a‚0„9 So 223)° Mitteilungen des LSG° sind

an sie zu richten gewesen (5 73 Abs° 2 Satz 1 SGG)„ Die

Terminenachricht, die der Vorsitzende des 4„ Senats des

LSG„ nach den @@110, 155 SGG veranlaßt hat, ist deshalb

zu Recht ihnen zugestellt worden„
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Die Ladung, die den Prozeßbevollmächtigten des Klägers

ordnungsmäßig zugestellt werden ist, hat dadurch, daß

die Prozeßbevollmächtigten nach Empfang der Ladung,

also nach X9llendgng des Zustellungsakts, das Mandat

niedergelegt haben, ihre Wirkung für und gegen den

Kläger nicht verloren. Die Ladung ist durch die

spätere Niederlegung des Mandate nicht "gegenstands—

los" geworden° Das LSG. hat die Prozeßbevollmächtigten

solange als vertretungsbefugt ansehen dürfen, als es

nicht gewußt hat, daß die Vollmacht erloschen ist;

Mitteilungen des LSG., die es an sie richtet, sind

und bleiben genauso wirksam wie Mitteilungen des

Gerichts, die zu einer Zeit, in der dem Gericht die

Vertretung eines Beteiligten noch nicht angezeigt ist,

an den Beteiligten selbst gerichtet werden (vgl„ Stein—

Jonas, ZPO, 18. Aufl„, Anne III 2, letzter Absatz zu
5 176, Rosenberg, Lehrbuch des Zivilprozeßrechts,

70 Auf1„ s, 511 unter II 2, Urteil des OLG,Breslau
vom 6,101926, JW, 1926 5° 1602 mit Anmerkung von
Striemer, Beschluß des LG. Berlin vom 2„7„1948, JR°

1949 S0 580 sowie Beschluß des BSG, vom 1801251957;

8 RV 581/55”)° Das LSG° ist nicht verpflichtet ge—
wesen, den Kläger persönlich zu laden, nachdem es

erfahren hatte, daß die Prozeßbevollmächtigten,

denen die Ladung ordnungsmäßig zugestellt war, nach

Empfang der Ladung das Mandat niedergelegt haben;

eine solche Pflicht des Gerichts ist wederim see
noch in anderen Verfahrensordnungen festgelegt° Da

das LSG, zu dem Termin vom 15° August 1956 zu Recht

die Prozeßbevollmächtigten des Klägers geladen hat,

hat es auch nicht die Pflicht gehabt, vor der Ent—

scheidung des Rechtsstreits noch zu prüfen, ob die

Prozeßbevollmächtigten den Kläger von der Ladung

verständigt haben, Die @@73 und 110 sec sind sonach
nicht verletzt. Damit steht auch fest, daß der

Kläger dadurch, daß das LSG° in seiner Abwesenheit

verhandelt hat, in seinem Anspruch auf rechtliches

Gehör (@ 62 sec) nicht verletzt norden ist,
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_ 6 _

Unter diesen Umständen ist die Revision nicht nach 5 162

Abs° 1 Nr„ 9 SGGstatthaft; sie muß deshalb als unzulässig
verworfen werdeno

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGGo
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